
Ärztinnen und Ärzte werden regelmäßig gebeten, Einsicht in die 
Behandlungsdokumentation zu gewähren. Dann stellt sich die Fra-
ge, ob zum einen die Unterlagen einfach herausgegeben werden 
dürfen und wie zum anderen dies genau erfolgen soll. Daher wol-
len wir dieses Thema im Folgenden einmal näher beleuchten. 

1. Gesetzliche Grundlage
Bereits vor dem Inkrafttreten des Patientenrechtegesetzes im Jahr 
2013 hatten Patienten einen Anspruch auf Einsicht in die sie be-
treffende Behandlungsdokumentation, und zwar als Ausfluss des 
grundgesetzlich geschützten Rechts auf informationelle Selbstbe-
stimmung. Dieser Anspruch ist nun in § 630g Abs. 1 BGB gesetz-
lich niedergelegt. Hiernach ist dem Patienten auf Verlangen unver-
züglich Einsicht in die vollständige, ihn betreffende Patientenakte 
zu gewähren, soweit der Einsichtnahme nicht erhebliche therapeu-
tische Gründe oder sonstige erhebliche Rechte Dritter entgegen-
stehen. Ein rechtliches Interesse müssen die Patienten hierbei nicht 
darlegen. Es besteht also jederzeit auch außerhalb der Geltendma-
chung etwaiger Schadensersatzansprüche ein Einsichtsrecht. 

2. Umfang und Ausübung des Einsichts-
rechts
Nun stellt sich in der Praxis immer wieder die Frage, was genau 
dieses Einsichtsrecht umfasst. Das Gesetz spricht insoweit von der 
Patientenakte. Hierzu gehören die Anamnese, erhobene Befunde 
und gestellte Diagnosen, Therapiemaßnahmen und ihre Wirkun-
gen, Aufklärungsdokumente nebst Einwilligungserklärungen sowie 
eigene und fremde Arztbriefe. Subjektive Wertungen des Behand-
lers sind hingegen nach bisheriger überwiegender Auffassung 
nicht hiervon erfasst, gleichwohl sollte hier vor allem vor dem Hin-
tergrund der Möglichkeit, dass die Unterlagen in einem Prozess 
vorgelegt werden müssen, nicht zu viel Zurückhaltung geübt wer-
den. Keinesfalls dürfen die Unterlagen abgeändert werden, da dies 

eine strafbewährte Urkundenfälschung darstellen kann. 

Nicht herauszugeben sind interne Notizen zu Betriebsabläufen etc., 
Abrechnungsziffern sowie die Kommunikation mit dem Berufshaft-
pflichtversicherer oder dem eigenen sowie dem fremden Rechtsan-
walt. Diese Unterlagen gehören nicht zur Behandlungsdokumenta-
tion. 

Grundsätzlich sieht das Gesetz vor, dass die Einsichtnahme in die 
Behandlungsunterlagen in der Praxis erfolgt. Tatsächlich üblich ist 
allerdings eher, die Unterlagen in Kopie zu überlassen. Hierfür kön-
nen die anfallenden Kosten verlangt werden, wobei die Übersen-
dung von der vorherigen Zahlung abhängig gemacht werden kann. 
Nur in Ausnahmefällen sind die Originale herauszugeben, wobei 
dann aber stets Kopien der vollständigen Unterlagen in der Praxis 
verbleiben sollten. 

Der Patient muss sein Einsichtsrecht auch nicht persönlich aus-
üben. Er kann sich vertreten lassen. Der Vertreter hat dann aber ei-
ne entsprechende Schweigepflichtentbindungserklärung sowie ei-
ne Vollmacht vorzulegen. 

Ist der Patient verstorben, steht gemäß § 630g Abs. 3 BGB das 
Recht auf Einsichtnahme in die Patientenakte auch den Erben zur 
Wahrnehmung der vermögensrechtlichen Interessen zu. Darüber 
hinaus haben auch die nächsten Angehörigen ein Einsichtsrecht, 
soweit sie immaterielle Interessen geltend machen. Im Gegensatz 
zum Patienten selbst müssen die Erben und auch die Angehörigen 
also ihren Auskunftsanspruch begründen. 

3. Einschränkungen
Einschränkungen hinsichtlich des Einsichtsrechts bestehen allein 
bei erheblichen therapeutischen Gründen oder wenn erhebliche 
Rechte Dritter entgegenstehen. Nur wann ist das der Fall? 
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Hinsichtlich der therapeutischen Vorbehalte ist bisher anerkannt, 
dass diese bei psychiatrischen oder psychotherapeutischen Be-
handlungen bestehen können, wobei die objektivierbaren Auf-
zeichnungen gleichwohl herauszugeben sind. 

Erhebliche Rechte Dritter können beispielsweise im Falle einer Sa-
menspende betroffen sein, wobei hier allerdings unterschieden 
werden muss zwischen den Rechten des Kindes und den Rechten 
der sorgeberechtigten Eltern. 

Das Einsichtsrecht der Erben oder nahen Angehörigen eines ver-
storbenen Patienten kann ferner ausgeschlossen sein, soweit der 
Einsichtnahme der ausdrückliche oder mutmaßliche Wille des Pati-
enten entgegensteht.

4. Einsichtsrecht durch andere Stellen
Neben dem Patienten hat auch dessen gesetzliche Krankenkasse 
Anspruch auf Einsichtnahme in die Patientenunterlagen, wenn ei-
ne hierauf gerichtete vom Patienten unterzeichnete Schweige-
pflichtentbindungserklärung und Herausgabegenehmigung vorge-
legt wird. Die Krankenkasse hat insoweit neben einem eigenen 
Anspruch auch die Verpflichtung zur Unterstützung des Patienten 
bei der Verfolgung von Schadensersatzansprüchen. 

Ist der Patient verstorben und kann daher keine Schweigepflicht-
entbindungserklärung und Herausgabegenehmigung vorgelegt 
werden, ist der Krankenkasse gleichwohl die Akte zur Verfügung 
zu stellen, da es regelmäßig dem vermuteten Interesse des Patien-
ten entspricht, der Krankenkasse die Möglichkeit zur Prüfung eige-
ner Regressansprüche zu gewähren. 

Das Recht auf Einsichtnahme besteht für die Krankenkasse auch 
unabhängig von einem möglichen Schadensersatzanspruch. Denk-
bar sind außerdem Einsichtsgesuche anderer Stellen, wie z. B. der 
Deutschen Rentenversicherung oder der privaten Krankenversiche-
rung. In all diesen Fällen wird regelmäßig aber eine konkret abge-
fasste Schweigepflichtentbindungserklärung nötig sein. Gleiches 
gilt bei der Aktenanforderung durch Gerichte oder die Staatsan-
waltschaft. Lediglich im Falle eines Beschlagnahmebeschlusses ist 
die Akte auch ohne entsprechende Erklärung herauszugeben. 

Nicht selten werden Behandlungsfehlervorwürfe erst dann erho-
ben, wenn die betroffenen Arbeitsverhältnisse bereits beendet 
sind. Hier wird sich dann zeigen müssen, ob das Vertrauen in den 
arbeitsrechtlichen Freistellungsanspruch gerechtfertigt war. 
Sollte sich gar herausstellen, dass der Schadenfall in einen de-
ckungsfreien Zeitraum fällt, zum Beispiel weil der Arbeitgeber die 
Versicherungsprämie nicht entrichtet hat oder er ohne Berufshaft-
pflichtversicherung zwischenzeitlich insolvent wurde, kann selbst 
ein bestehender Freistellungsanspruch ins Leere laufen. 

Verweigert der Arbeitgeber  - aus welchen Gründen auch immer -  
die Anspruchsabwehr im Schadenfall für den Arbeitnehmer, ist die-
ser jedenfalls auf sich allein gestellt. Er muss also für seine rechtli-
che Vertretung selbst sorgen, gegebenenfalls Schadenersatzpro-
zesse in Eigenregie und auf eigene Kosten führen und im „Worst 
Case“ Entschädigungsleistungen erbringen. Denn die (erforderli-
chenfalls gerichtliche) Klärung des arbeitsrechtlichen Freistellungs-
anspruchs ist der Anspruchsverfolgung der Patienten regelmäßig 
zeitlich nachgelagert. Bis zur Klärung des Freistellungsanspruchs 
steht der Arbeitnehmer demnach mit seinem eigenen Vermögen 
als Haftungsmasse im Risiko.
 

Fazit
Das Recht auf Einsichtnahme in die Patientenakte steht also ver-
schiedenen Stellen zu. Wenn den Arzt ein solches Einsichtsgesuch 
erreicht, sollte er zunächst prüfen, ob die Person bzw. Stelle auch 
hierzu berechtigt ist. Kommt er der Aufforderung nicht nach, kann 
die Herausgabe auch auf dem Klageweg geltend gemacht werden. 
Dies gilt es zu vermeiden, da in den wenigsten Fällen die Heraus-
gabe verweigert werden kann. Auch ist eine solche Klage nicht 
vom Versicherungsschutz der Berufshaftpflichtversicherung um-
fasst. Da in vielen Fällen nach dem Einsichtsgesuch auch ein Be-
handlungsfehlervorwurf erhoben wird, ist es ratsam, bereits bei 
der Übersendung der Behandlungsunterlagen auch der Berufshaft-
pflichtversicherung den Fall vorsorglich zu melden. 

Unser Tipp
Mit dem „MedLetter” informiert HDI Sie regelmäßig über neue 
Entwicklungen der Rechtsprechung aus der beruflichen Tätigkeit in 
der ambulanten Medizin und in den Gesundheitsfachberufen.

Wir legen besonderen Wert darauf aktuelle, juristische Sachverhal-
te, wichtige Urteile und Entscheidungen allgemein-verständlich 
und damit insbesondere für Nichtjuristen aufzubereiten.

Gerade Themen wie Haftung, aktuelle Rechtssprechung, Schaden-
fälle, Riskmanagement und versicherungsrechtliche Fragen sind 
ständig in Bewegung und betreffen Sie unmittelbar. Mit dem Med-
Letter erhalten Sie wichtige Informationen und Hinweise für Ihre 
Berufspraxis und sind immer auf dem Laufenden.

Melden Sie sich am besten gleich an unter: www.hdi.de/medletter
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